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II 

(Rechtsakte ohne Gesetzescharakter) 

INTERNATIONALE ÜBEREINKÜNFTE 

BESCHLUSS DES RATES 

vom 26. September 2011 

zur Änderung und Verlängerung des Beschlusses 2007/641/EG über den Abschluss der 
mit der Republik Fidschi-Inseln nach Artikel 96 des AKP-EG-Partnerschaftsabkommens und 
Artikel 37 der Verordnung zur Schaffung eines Finanzierungsinstruments für die 

Entwicklungszusammenarbeit abgehaltenen Konsultationen 

(2011/637/EU) 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union, insbesondere auf Artikel 217, 

gestützt auf das am 23. Juni 2000 in Cotonou unterzeichnete 
Partnerschaftsabkommen zwischen den Mitgliedern der Gruppe 
der Staaten in Afrika, im Karibischen Raum und im Pazifischen 
Ozean einerseits und der Europäischen Gemeinschaft und ihren 
Mitgliedstaaten andererseits ( 1 ), zuletzt geändert in Ouagadou­
gou am 22. Juni 2010 ( 2 ) (im Folgenden „AKP-EU-Partner­
schaftsabkommen“), insbesondere auf Artikel 96, 

gestützt auf das Interne Abkommen zwischen den im Rat ver­
einigten Vertretern der Regierungen der Mitgliedstaaten über die 
zur Durchführung des AKP-EG-Partnerschaftsabkommens zu 
treffenden Maßnahmen und die dabei anzuwendenden Verfah­
ren ( 3 ), insbesondere auf Artikel 3, 

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1905/2006 des Europäi­
schen Parlaments und des Rates vom 18. Dezember 2006 zur 
Schaffung eines Finanzierungsinstruments für die Entwicklungs­
zusammenarbeit ( 4 ), insbesondere auf Artikel 37, 

auf Vorschlag der Europäischen Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Der Beschluss 2007/641/EG des Rates ( 5 ) wurde gefasst, 
um geeignete Maßnahmen zu treffen, nachdem die 
in Artikel 9 des AKP-EU-Partnerschaftsabkommens 

genannten wesentlichen Elemente und die in Artikel 3 
des Finanzierungsinstruments für die Entwicklungs­
zusammenarbeit aufgeführten Werte verletzt worden 
waren. 

(2) Diese Maßnahmen wurden mit dem Beschluss 
2009/735/EG des Rates ( 6 ) und anschließend mit den 
Beschlüssen 2010/208/EU ( 7 ), 2010/589/EU ( 8 ) und 
2011/219/EU ( 9 ) des Rates verlängert, da die Republik 
Fidschi nicht nur wichtige in den Konsultationen vom 
April 2007 vereinbarte Verpflichtungen, die wesentliche 
Elemente des AKP-EU-Partnerschaftsabkommens und des 
Finanzierungsinstruments für die Entwicklungszusam­
menarbeit betreffen, noch nicht erfüllt hat, sondern es 
in jüngster Zeit auch zu erheblichen Rückschritten 
hinsichtlich einer Reihe dieser Verpflichtungen gekom­
men ist. 

(3) Die Geltungsdauer des Beschlusses 2007/641/EG endet 
am 30. September 2011. Er sollte verlängert werden, 
wobei die geeigneten Maßnahmen inhaltlich entspre­
chend zu aktualisieren sind — 

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Artikel 1 

Der Beschluss 2007/641/EG wird wie folgt geändert: 

1. In Artikel 3 erhält Absatz 2 folgende Fassung: 

„Seine Geltungsdauer endet am 30. September 2012. Eine 
Überprüfung erfolgt regelmäßig mindestens alle sechs Mo­
nate.“ 

2. Der Anhang wird durch den Anhang dieses Beschlusses er­
setzt.
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( 2 ) ABl. L 287 vom 4.11.2010, S. 3. 
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Artikel 2 

Das Schreiben im Anhang dieses Beschlusses wird an die Republik Fidschi gerichtet. 

Artikel 3 

Dieser Beschluss tritt am Tag seiner Annahme in Kraft. 

Geschehen zu Brüssel am 26. September 2011. 

Im Namen des Rates 
Der Präsident 
M. KOROLEC
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ANHANG 

SCHREIBEN 

S.E. Ratu Epeli NAILATIKAU 

Präsident der Republik Fidschi 

Suva 

Republik Fidschi 

Sehr geehrter Herr Präsident, 

die Europäische Union (EU) misst Artikel 9 des AKP-EU-Partnerschaftsabkommens und Artikel 3 der Verordnung zur 
Schaffung eines Finanzierungsinstruments für die Entwicklungszusammenarbeit große Bedeutung bei. Die 
AKP-EU-Partnerschaft beruht auf der Achtung der Menschenrechte, der demokratischen Grundsätze und der Rechts­
staatlichkeit, die die wesentlichen Elemente des AKP-EU-Partnerschaftsabkommens und die Grundlage unserer Beziehun­
gen bilden. 

Am 11. Dezember 2006 verurteilte der Rat der EU die Machtübernahme durch das Militär in der Republik Fidschi 
(Fidschi). 

Da die am 5. Dezember 2006 erfolgte Machtübernahme durch das Militär nach Auffassung der EU eine Verletzung der 
wesentlichen Elemente im Sinne von Artikel 9 des AKP-EU-Partnerschaftsabkommens darstellt, forderte die EU Fidschi 
nach Artikel 96 des AKP-EU-Partnerschaftsabkommens zu Konsultationen auf, um die Lage eingehend zu prüfen und 
erforderlichenfalls Abhilfemaßnahmen zu treffen. 

Der förmliche Teil dieser Konsultationen begann am 18. April 2007 in Brüssel. Die EU begrüßte, dass die Interims­
regierung damals eine Reihe wichtiger Verpflichtungen hinsichtlich der Menschenrechte und Grundfreiheiten, der Achtung 
der demokratischen Grundsätze und der Rechtsstaatlichkeit, die unten aufgeführt sind, bestätigte und positive Ansatz­
punkte für ihre Erfüllung vorschlug. 

Leider ist es seither zu einer Reihe von Rückschritten gekommen, vor allem im April 2009, so dass Fidschi einige seiner 
Verpflichtungen nicht erfüllt hat. Dies betrifft insbesondere die Aufhebung der Verfassung, den erheblichen Aufschub der 
Parlamentswahlen sowie Menschenrechtsverletzungen. Auch wenn sich die Erfüllung der Verpflichtungen stark verzögert 
hat, ist die Mehrzahl dieser Verpflichtungen weiter von hohem Belang für die derzeitige Lage in Fidschi; daher wurden 
diese Verpflichtungen diesem Schreiben beigefügt. Da Fidschi einseitig beschlossen hat, einer Reihe zentraler Verpflich­
tungen nicht nachzukommen, musste das Land Einbußen bei den Entwicklungsgeldern hinnehmen. 

Dennoch bringt die EU im Geiste der Partnerschaft, die den Stützpfeiler des AKP-EU-Partnerschaftsabkommens bildet, ihre 
Bereitschaft zum Ausdruck, neue förmliche Konsultationen aufzunehmen, sobald die begründete Aussicht auf einen 
positiven Abschluss dieser Konsultationen besteht. Am 1. Juli 2009 legte der Interims-Premierminister einen Fahrplan 
für Reformen und für die Rückkehr zur demokratischen Ordnung vor. Die EU ist bereit, einen Dialog über diesen 
Fahrplan aufzunehmen und zu prüfen, ob er als Grundlage für neue Konsultationen dienen kann. Daher hat die EU 
beschlossen, die geeigneten Maßnahmen für Fidschi zu verlängern, um eine Grundlage für mögliche neue Konsultationen 
zu prüfen. Auch wenn einige der geeigneten Maßnahmen nicht mehr aktuell sind, zieht die EU es vor, sie nicht einseitig 
zu aktualisieren, sondern stattdessen nach Möglichkeiten für neue Konsultationen mit Fidschi zu suchen. Folglich ist es 
von besonderer Bedeutung, dass die Interimsregierung sich zu einem alle Seiten einbeziehenden internen Politikdialog und 
zu Flexibilität beim zeitlichen Rahmen für den Fahrplan verpflichtet. Wenngleich sich die Position der EU stets auf die 
wesentlichen Elemente des AKP-EU-Partnerschaftsabkommens und auf dessen fundamentale Grundsätze stützt und stüt­
zen wird, vor allem was die zentrale Rolle des Dialogs und die Erfüllung der beiderseitigen Verpflichtungen betrifft, ist 
darauf hinzuweisen, dass die EU keine vorzeitigen Schlussfolgerungen bezüglich des Ausgangs künftiger Konsultationen 
zieht. 

Sollten neue Konsultationen zu umfassenden Verpflichtungen seitens Fidschis führen, verpflichtet sich die EU zu einer 
baldigen, wohlwollenden Überprüfung der geeigneten Maßnahmen. Sollte sich hingegen die Lage in Fidschi nicht ver­
bessern, muss Fidschi mit weiteren Einbußen bei den Entwicklungsgeldern rechnen. Für künftige Fidschi betreffende 
Beschlüsse der EU über Begleitmaßnahmen für Staaten des AKP-Zuckerprotokolls und das Nationale Richtprogramm 
im Rahmen des 10. Europäischen Entwicklungsfonds (EEF) wird die Bewertung der Fortschritte, die bei Rückkehr zur 
verfassungsmäßigen Ordnung erzielt werden, maßgeblich sein. 

Bis neue Konsultationen stattgefunden haben, fordert die EU Fidschi auf, den intensiven politischen Dialog fortzusetzen 
und zu verstärken. 

Die geeigneten Maßnahmen betreffen Folgendes: 

— Die humanitäre Hilfe und die unmittelbare Unterstützung für die Zivilgesellschaft und bedürftige Bevölkerungsgruppen 
können fortgesetzt werden.
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— Die laufenden Kooperationsmaßnahmen, vor allem im Rahmen des 8. und des 9. EEF, können fortgesetzt werden. 

— Kooperationsmaßnahmen, die die Rückkehr zur Demokratie und die Verbesserung der Staatsführung fördern, können 
fortgesetzt werden, es sei denn, es treten besonders außergewöhnliche Umstände ein. 

— Die Umsetzung der für 2006 vorgesehenen Begleitmaßnahmen zur Zuckerreform kann erfolgen. Die Finanzierungs­
vereinbarung wurde auf technischer Ebene am 19. Juni 2007 von Fidschi unterzeichnet. Es wird darauf hingewiesen, 
dass die Finanzierungsvereinbarung eine Suspensivklausel beinhaltet. 

— Die Erstellung und mögliche Unterzeichnung des Mehrjahresrichtprogramms für die Jahre 2011-2013 für Begleitmaß­
nahmen zur Zuckerreform kann weitergeführt werden. 

— Die Fertigstellung, die Unterzeichnung auf technischer Ebene und die Umsetzung des Länderstrategiepapiers und des 
Nationalen Richtprogramms für den 10. EEF mit einem indikativen Finanzrahmen sowie die mögliche Zuweisung 
einer Anreiztranche von bis zu 25 % dieser Mittel hängen von der Einhaltung der Verpflichtungen hinsichtlich der 
Menschenrechte und der Rechtsstaatlichkeit ab, vor allem von der Wahrung der Verfassung durch die Interims­
regierung, der uneingeschränkten Achtung der Unabhängigkeit der Justiz, der möglichst baldigen Aufhebung der 
am 6. September 2007 erneut verhängten Notstandsverordnungen, der Prüfung und Behandlung sämtlicher mutmaß­
licher Menschenrechtsverletzungen im Rahmen der in Fidschi gesetzlich vorgesehenen Verfahren und Foren und von 
umfassenden Bemühungen der Interimsregierung, auf Einschüchterung abzielende Erklärungen von Sicherheitsorganen 
zu verhindern. 

— Die Mittelzuweisung für den Zuckersektor für 2007 wurde auf Null gesetzt. 

— Die Mittelzuweisung für den Zuckersektor für 2008 war von Nachweisen für glaubwürdige und rechtzeitige Vor­
bereitungen von Wahlen im Einklang mit den vereinbarten Verpflichtungen abhängig gemacht worden — dies betraf 
vor allem die Volkszählung, die Neufestlegung der Wahlbezirke und die Wahlreform im Einklang mit der Verfassung 
— sowie von Maßnahmen, mit denen das Funktionieren des Wahlamts sichergestellt werden sollte, einschließlich der 
Ernennung eines Wahlinspektors bis 30. September 2007 im Einklang mit der Verfassung. Die Zuweisung für den 
Zuckersektor für 2008 wurde am 31. Dezember 2009 gestrichen. 

— Die Mittelzuweisung für den Zuckersektor für 2009 wurde im Mai 2009 ebenfalls gestrichen, da die Interimsregierung 
beschlossen hatte, die allgemeinen Wahlen auf September 2014 zu verschieben. 

— Die Mittelzuweisung für 2010 wurde vor dem 1. Mai 2010 gestrichen, da keine Fortschritte im Demokratisierungs­
prozess festzustellen waren. Angesichts der kritischen Lage des Zuckersektors wurde jedoch ein Teil der Mittel als 
Direkthilfe für die unmittelbar von der Zuckerproduktion abhängige Bevölkerung vorgesehen, um negative soziale 
Folgen abzufedern. Diese Gelder werden von der Delegation der EU in Suva zentral verwaltet und nicht über 
Regierungskanäle verteilt. 

— Die Bereitstellung des Richtbetrags im Rahmen des Mehrjahresrichtprogramms 2011-2013 für Begleitmaßnahmen für 
Staaten des AKP-Zuckerprotokolls hängt davon ab, ob eine Einigung im Konsultationsprozess erzielt wird. Sollte keine 
Einigung erzielt werden, können nur soziale Abfederungsmaßnahmen für eine Finanzierung aus diesen Mitteln in 
Betracht gezogen werden. 

— Besondere Unterstützung bei der Vorbereitung und Erfüllung zentraler Verpflichtungen, vor allem bei der Vorberei­
tung und/oder Organisation von Wahlen könnte in Betracht gezogen werden. 

— Die regionale Zusammenarbeit und die Beteiligung Fidschis an dieser bleiben unberührt. 

Die Kontrolle der Einhaltung der Verpflichtungen erfolgt im Einklang mit den in der Anlage dieses Schreibens aufgeführ­
ten Bestimmungen über den regelmäßigen Dialog, die wirksame Zusammenarbeit unter Einbeziehung von Bewertungs- 
und Kontrollmissionen und Berichterstattung. 

Darüber hinaus erwartet die EU von Fidschi eine uneingeschränkte Zusammenarbeit mit dem Pazifik-Insel-Forum bei der 
Umsetzung der von der Gruppe der bedeutenden Persönlichkeiten abgegebenen Empfehlungen, die vom Forum der 
Außenminister auf deren Tagung vom 16. März 2007 in Vanuatu gebilligt wurden. 

Die EU wird die Lage in Fidschi weiter aufmerksam verfolgen. Nach Artikel 8 des AKP-EU-Partnerschaftsabkommens wird 
mit Fidschi ein intensiver politischer Dialog geführt, um die Achtung der Menschenrechte, die Wiederherstellung der 
Demokratie und die Achtung der Rechtsstaatlichkeit sicherzustellen. Dieser intensive Dialog wird so lange geführt, bis 
beide Parteien zu dem Schluss kommen, dass er seinen Zweck erfüllt hat. 

Kommt es seitens der Interimsregierung zu einer Verlangsamung, einem Abbruch oder zu Rückschritten bei der Erfüllung 
der Verpflichtungen, behält sich die EU vor, die geeigneten Maßnahmen anzupassen.
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Die EU betont, dass die Privilegien, die Fidschi im Rahmen der Zusammenarbeit mit der EU gewährt werden, von der 
Achtung der wesentlichen Elemente des AKP-EU-Partnerschaftsabkommens und der Achtung der im Instrument für die 
Entwicklungszusammenarbeit genannten Werte abhängen. Um die EU davon zu überzeugen, dass die Interimsregierung 
uneingeschränkt bereit ist, den eingegangenen Verpflichtungen nachzukommen, ist es von wesentlicher Bedeutung, dass 
bei deren Erfüllung baldige und umfassende Fortschritte erzielt werden. 

Mit vorzüglicher Hochachtung 

Geschehen zu Brüssel am 

Im Namen des Rates der Europäischen Union Für die Europäische Kommission
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ANLAGE ZUM ANHANG 

MIT DER REPUBLIK FIDSCHI VEREINBARTE VERPFLICHTUNGEN 

A. Achtung der demokratischen Grundsätze 

Verpflichtung Nr. 1 

Abhängig von den Ergebnissen einer Beurteilung, die durch vom Sekretariat des Pazifik-Insel-Forums benannte unabhän­
gige Prüfer vorzunehmen ist, finden binnen 24 Monaten ab dem 1. März 2007 freie und faire Parlamentswahlen statt. Die 
Vorbereitungen für die Abhaltung der Wahlen werden anhand vereinbarter Benchmarks gemeinsam überwacht sowie 
erforderlichenfalls angepasst oder geändert. Dies setzt insbesondere Folgendes voraus: 

— Die Interimsregierung verabschiedet bis 30. Juni 2007 einen Zeitplan mit den Daten für den Abschluss der ver­
schiedenen Schritte zur Vorbereitung der Parlamentsneuwahlen. 

— Der Zeitplan enthält den zeitlichen Rahmen für die Volkszählung, die Neufestlegung der Wahlbezirke und die 
Wahlreform. 

— Die Festlegung der Wahlbezirke und die Wahlreform werden im Einklang mit der Verfassung durchgeführt. 

— Es werden Maßnahmen ergriffen, um das Funktionieren des Wahlamts sicherzustellen, einschließlich der Ernennung 
eines Wahlinspektors bis 30. September 2007 im Einklang mit der Verfassung. 

— Die Ernennung des Vizepräsidenten erfolgt im Einklang mit der Verfassung. 

Verpflichtung Nr. 2 

Die Interimsregierung trägt bei der Verabschiedung wichtiger gesetzlicher, steuerlicher und sonstiger politischer Initiativen 
und Änderungen den Konsultationen mit der Zivilgesellschaft und allen übrigen relevanten Akteuren Rechnung. 

B. Rechtsstaatlichkeit 

Verpflichtung Nr. 1 

Die Interimsregierung bemüht sich nach besten Kräften, auf Einschüchterung abzielende Erklärungen von Sicherheits­
organen zu verhindern. 

Verpflichtung Nr. 2 

Die Interimsregierung wahrt die Verfassung von 1997 und garantiert ein normales und unabhängiges Funktionieren der 
verfassungsmäßigen Institutionen wie der fidschianischen Menschenrechtskommission, der Kommission für den öffent­
lichen Dienst und der Kommission für die Verfassungsorgane. Die wesentliche Unabhängigkeit und das Funktionieren des 
Großen Rates der Stammeshäuptlinge bleiben gewahrt. 

Verpflichtung Nr. 3 

Die Unabhängigkeit der Justiz wird uneingeschränkt geachtet, sie kann ihre Tätigkeit frei ausüben, und ihre Urteile werden 
von allen betroffenen Parteien respektiert. Dabei wird insbesondere Folgendes gewährleistet: 

— Die Interimsregierung sichert zu, dass bis 15. Juli 2007 das Gericht nach Abschnitt 138(3) der Verfassung benannt 
wird. 

— Jegliche Ernennung und/oder Entlassung von Richtern erfolgt künftig in striktem Einklang mit den verfassungsrecht­
lichen Bestimmungen und Verfahrensvorschriften. 

— Es kommt zu keinerlei Eingriffen, gleich welcher Art, seitens des Militärs, der Polizei oder der Interimsregierung in die 
gerichtliche Tätigkeit; dabei werden auch die Rechtsberufe uneingeschränkt geachtet. 

Verpflichtung Nr. 4 

Sämtliche strafrechtlichen Verfahren im Zusammenhang mit Korruption werden über die geeigneten gerichtlichen Kanäle 
abgewickelt, und alle etwaigen anderen Organe, die errichtet werden, um mutmaßlichen Fällen von Korruption nach­
zugehen, handeln innerhalb der verfassungsrechtlichen Grenzen.
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C. Menschenrechte und Grundfreiheiten 

Verpflichtung Nr. 1 

Die Interimsregierung trifft die erforderlichen Maßnahmen, damit alle mutmaßlichen Menschenrechtsverletzungen im 
Rahmen der in Fidschi gesetzlich vorgesehenen Verfahren und Foren geprüft oder behandelt werden. 

Verpflichtung Nr. 2 

Die Interimsregierung wird die Notstandsverordnungen im Mai 2007 aufheben, sofern keine Bedrohungen der nationalen 
Sicherheit sowie der öffentlichen Ordnung und Sicherheit vorliegen. 

Verpflichtung Nr. 3 

Die Interimsregierung sorgt dafür, dass die fidschianische Menschenrechtskommission vollkommen unabhängig und im 
Einklang mit der Verfassung arbeitet. 

Verpflichtung Nr. 4 

Das Recht auf freie Meinungsäußerung und die Medienfreiheit werden in allen ihren Formen entsprechend der Verfassung 
uneingeschränkt gewahrt. 

D. Überwachung der Erfüllung der Verpflichtungen 

Verpflichtung Nr. 1 

Die Interimsregierung verpflichtet sich zu einem regelmäßigen Dialog, um die Überprüfung der erzielten Fortschritte zu 
ermöglichen, und gewährt den Instanzen und Vertretern der EU und der Europäischen Kommission uneingeschränkten 
Zugang zu Informationen über alle Angelegenheiten, die die Menschenrechte sowie die friedliche Wiederherstellung der 
Demokratie und der Rechtsstaatlichkeit in Fidschi betreffen. 

Verpflichtung Nr. 2 

Die Interimsregierung arbeitet uneingeschränkt mit etwaigen von der EU entsandten Missionen zusammen, die die Fort­
schritte bewerten und überwachen. 

Verpflichtung Nr. 3 

Die Interimsregierung übermittelt ab dem 30. Juni 2007 alle drei Monate Fortschrittsberichte zu den wesentlichen 
Elementen des AKP-EU-Partnerschaftsabkommens und den Verpflichtungen. 

Es wird darauf hingewiesen, dass bestimmte Fragen nur durch einen pragmatischen Ansatz wirksam angegangen werden 
können, der den gegenwärtigen Fakten Rechnung trägt und sich auf die Zukunft konzentriert.
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VERORDNUNGEN 

DURCHFÜHRUNGSVERORDNUNG (EU) Nr. 960/2011 DER KOMMISSION 

vom 26. September 2011 

zur 158. Änderung der Verordnung (EG) Nr. 881/2002 des Rates über die Anwendung bestimmter 
spezifischer restriktiver Maßnahmen gegen bestimmte Personen und Organisationen, die mit dem 

Al-Qaida-Netzwerk in Verbindung stehen 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union, 

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 881/2002 des Rates vom 
27. Mai 2002 über die Anwendung bestimmter spezifischer 
restriktiver Maßnahmen gegen bestimmte Personen und Orga­
nisationen, die mit dem Al-Qaida-Netzwerk in Verbindung ste­
hen ( 1 ), insbesondere auf Artikel 7 Absatz 1 Buchstabe a und 
Artikel 7a Absatz 1, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Anhang I der Verordnung (EG) Nr. 881/2002 enthält die 
Liste der Personen, Gruppen und Organisationen, deren 
Gelder und wirtschaftliche Ressourcen mit der Verord­
nung eingefroren werden. 

(2) Der Sanktionsausschuss des Sicherheitsrates der Vereinten 
Nationen hat am 15. September 2011 beschlossen, zwei 

natürliche Personen in seine Liste der Personen, Gruppen 
und Organisationen, deren Gelder und wirtschaftliche 
Ressourcen einzufrieren sind, aufzunehmen. 

(3) Anhang I der Verordnung (EG) Nr. 881/2002 sollte da­
her entsprechend aktualisiert werden. 

(4) Damit die Wirkung der in dieser Verordnung vorgesehe­
nen Maßnahmen gewährleistet ist, sollte diese Verord­
nung sofort in Kraft treten — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Anhang I der Verordnung (EG) Nr. 881/2002 wird gemäß dem 
Anhang dieser Verordnung geändert. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am Tag ihrer Veröffentlichung im 
Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied­
staat. 

Brüssel, den 26. September 2011 

Für die Kommission, 
im Namen des Präsidenten, 

Leiter des Dienstes für außenpolitische Instrumente
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ANHANG 

Anhang I der Verordnung (EG) Nr. 881/2002 wird wie folgt geändert: 

Unter „Natürliche Personen“ werden folgende Einträge angefügt: 

a) „Hassan Muhammad Abu Bakr Qayed (auch a) Hasan Muhammad Abu Bakr Qa’id, b) Al-Husain Muhammad Abu Bakr 
Qayid, c) Muhammad Hassan Qayed, d) Mohammad Hassan Abu Bakar, e) Hasan Qa’id, f) Muhammad Hasan al-Libi, 
g) Abu Yahya al-Libi, h) Abu Yahya, i) Sheikh Yahya, j) Abu Yahya Yunis al Sahrawi, k) Abu Yunus Rashid, l) al- 
Rashid, m) Abu al-Widdan, n) Younes Al-Sahrawi, o) Younes Al-Sahraoui). Anschrift: Wadi ’Ataba, Libyen (ehemalige 
Anschrift im Jahr 2004). Geburtsdatum: a) 1963, b) 1969. Geburtsort: Marzaq, Libysch-Arabische Dschamahirija. 
Staatsangehörigkeit: libysch. Reisepassnummer: 681819/88 (libyscher Reisepass). Nationale Kennziffer: 5617/87 (Na­
tionale Kennziffer Libyen). Weitere Angaben: a) ranghoher Al-Qaida-Führer, ab Ende 2010 für die Beaufsichtigung 
anderer ranghoher Al-Qaida-Führer zuständig; b) seit 2010 Al-Qaida-Kommandeur in Pakistan, stellt seither auch Al- 
Qaida-Kämpfern in Afghanistan finanzielle Unterstützung bereit; c) ist ferner ein führender Stratege und Feldkom­
mandeur der Al-Qaida in Afghanistan und Ausbilder in Al-Qaida-Trainingslager; d) Name der Mutter: Al-Zahra Amr 
Al-Khouri (auch: al Zahra’ ‘Umar). Tag der Benennung nach Artikel 2a Absatz 4 Buchstabe b: 15.9.2011.“ 

b) „Abd Al-Rahman Ould Muhammad Al- Husayn Ould Muhammad Salim (auch a) Abdarrahmane ould Mohamed el 
Houcein ould Mohamed Salem, b) Yunis al-Mauritani, c) Younis al-Mauritani, d) Sheikh Yunis al-Mauritani, e) Shaykh 
Yunis the Mauritanian, f) Salih the Mauritanian, g) Mohamed Salem, h) Youssef Ould Abdel Jelil, i) El Hadj Ould Abdel 
Ghader, j) Abdel Khader, k) Abou Souleimane, l) Chingheity). Geburtsdatum: um 1981. Geburtsort: Saudi-Arabien. 
Staatsangehörigkeit: mauretanisch. Weitere Angaben: a) von Pakistan aus operierender hochrangiger Al-Qaida-Führer, 
der auch mit der Organisation Al-Qaida im Islamischen Maghreb in Verbindung steht; b) von mauretanischen 
Behörden gesucht. Tag der Benennung nach Artikel 2a Absatz 4 Buchstabe b: 15.9.2011.“
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DURCHFÜHRUNGSVERORDNUNG (EU) Nr. 961/2011 DER KOMMISSION 

vom 27. September 2011 

zum Erlass von Sondervorschriften für die Einfuhr von Lebens- und Futtermitteln, deren Ursprung 
oder Herkunft Japan ist, nach dem Unfall im Kernkraftwerk Fukushima und zur Aufhebung der 

Verordnung (EU) Nr. 297/2011 

(Text von Bedeutung für den EWR) 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union, 

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 178/2002 des Europäi­
schen Parlaments und des Rates vom 28. Januar 2002 zur Fest­
legung der allgemeinen Grundsätze und Anforderungen des Le­
bensmittelrechts, zur Errichtung der Europäischen Behörde für 
Lebensmittelsicherheit und zur Festlegung von Verfahren zur 
Lebensmittelsicherheit ( 1 ), insbesondere auf Artikel 53 Absatz 
1 Buchstabe b Ziffer ii, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Gemäß Artikel 53 der Verordnung (EG) Nr. 178/2002 
kann die Kommission geeignete Sofortmaßnahmen der 
Union für aus einem Drittland eingeführte Lebens- und 
Futtermittel treffen, um die öffentliche Gesundheit, die 
Tiergesundheit oder die Umwelt zu schützen, wenn 
dem Risiko durch Maßnahmen der einzelnen Mitglied­
staaten nicht auf zufriedenstellende Weise begegnet wer­
den kann. 

(2) Nach dem Unfall im Kernkraftwerk Fukushima am 
11. März 2011 wurde die Kommission darüber unter­
richtet, dass die Radionuklidgehalte bestimmter Lebens­
mittelerzeugnisse, wie Milch und Spinat, mit Ursprung in 
Japan die in Japan für Lebensmittel geltenden Grenzwerte 
überschreiten. Eine solche Kontamination kann eine Be­
drohung für die öffentliche Gesundheit und die Tier­
gesundheit in der Union darstellen; deshalb erließ die 
Kommission die Durchführungsverordnung (EU) Nr. 
297/2011 zum Erlass von Sondervorschriften für die 
Einfuhr von Lebens- und Futtermitteln, deren Ursprung 
oder Herkunft Japan ist, nach dem Unfall im Kernkraft­
werk Fukushima ( 2 ). 

(3) Die Verordnung (EU) Nr. 297/2011 wurde mehrfach ge­
ändert, um der Entwicklung der Lage Rechnung zu tra­
gen. Mit diesen Änderungen wurden Höchstgrenzen ra­
dioaktiver Belastung für Lebens- und Futtermittel mit Ur­
sprung in Japan festgelegt; der Zone, für die bestimmte 
Beschränkungen gelten, wurden weitere Präfekturen hin­
zugefügt, nachdem in diesen Präfekturen eine über die 
Höchstgrenzen hinausgehende Belastung festgestellt 

wurde, und es wurden Präfekturen aus der Sperrzone 
gestrichen, nachdem durch eingehende Überwachung 
nachgewiesen wurde, dass diese Präfekturen nicht signifi­
kant von radioaktiver Belastung betroffen waren. 

(4) Seit Mitte Juli 2011 wurde die Kommission von den 
japanischen Behörden über den Nachweis hoher Cae­
sium-Werte in Rindfleisch von Tieren unterrichtet, die 
in verschiedenen japanischen Präfekturen gehalten wur­
den. Da die Einfuhr von Rindfleisch aus Japan in die EU 
aus anderen Gründen der Tier- und der Verbraucher­
gesundheit als der radioaktiven Belastung nicht erlaubt 
ist, sind die europäischen Verbraucher von diesen Nach­
weisen nicht betroffen. Auch wurden kürzlich bei wei­
teren Lebensmittelerzeugnissen Werte radioaktiver Belas­
tung nachgewiesen, die die Höchstgrenzen überschreiten. 
Diese Nachweise und die Tatsache, dass neue/andere 
landwirtschaftliche Nutzpflanzen und Gartenbaukulturen 
in der kontaminierten Zone angebaut und geerntet wer­
den, belegen, dass es angezeigt ist, die derzeitigen Maß­
nahmen auch nach dem 30. September 2011 aufrecht­
zuerhalten. Daher sollte die vorliegende Verordnung bis 
zum 31. Dezember 2011 anstelle des 30. September 
2011, wie ursprünglich vorgesehen, weiter durchgeführt 
werden. Der Grundsatz einer monatlichen Überprüfung 
der Durchführung der Verordnung bleibt bestehen. 

(5) Da die Verordnung (EU) Nr. 297/2011 innerhalb kurzer 
Zeit mehrfach geändert wurde, sollte die Verordnung 
(EU) Nr. 297/2011 durch eine neue Verordnung ersetzt 
werden. 

(6) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen ent­
sprechen der Stellungnahme des Ständigen Ausschusses 
für die Lebensmittelkette und Tiergesundheit — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Geltungsbereich 

Diese Verordnung gilt für Lebens- und Futtermittel im Sinne des 
Artikels 1 Absatz 2 der Verordnung (Euratom) Nr. 3954/87 ( 3 ), 
deren Ursprung oder Herkunft Japan ist, ausgenommen Erzeug­
nisse, die Japan vor dem 28. März 2011 verlassen haben, und 
Erzeugnisse, die vor dem 11. März 2011 geerntet und/oder 
verarbeitet wurden. 

Artikel 2 

Bescheinigung 

1. Alle Sendungen der in Artikel 1 genannten Erzeugnisse 
unterliegen den Vorschriften dieser Verordnung.
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2. Sendungen der in Artikel 1 genannten Erzeugnisse, die 
nicht in den Geltungsbereich der Richtlinie 97/78/EG des Rates 
vom 18. Dezember 1997 zur Festlegung von Grundregeln für 
die Veterinärkontrollen von aus Drittländern in die Gemein­
schaft eingeführten Erzeugnissen ( 1 ) fallen, werden an einem 
benannten Eingangsort im Sinne des Artikels 3 Buchstabe b 
der Verordnung (EG) Nr. 669/2009 ( 2 ) (im Folgenden „benann­
ter Eingangsort“) eingeführt. 

3. Jede Sendung der in Artikel 1 genannten Erzeugnisse wird 
von einer Erklärung begleitet, mit der Folgendes bescheinigt 
wird: 

(a) Das Erzeugnis wurde vor dem 11. März 2011 geerntet und/ 
oder verarbeitet, oder 

(b) Ursprung und Herkunft des Erzeugnisses liegen in einer 
anderen Präfektur als Fukushima, Gunma, Ibaraki, Tochigi, 
Miyagi, Nagano, Yamanashi, Saitama, Tokyo, Chiba, Kana­
gawa und Shizuoka, oder 

(c) das Erzeugnis wurde aus einer der Präfekturen Fukushima, 
Gunma, Ibaraki, Tochigi, Miyagi, Nagano, Yamanashi, Sai­
tama, Tokyo, Chiba, Kanagawa oder Shizuoka versendet, 
sein Usprung liegt jedoch nicht in einer dieser Präfekturen 
und es wurde bei der Durchfuhr keiner Radioaktivität aus­
gesetzt, oder 

(d) falls das Erzeugnis seinen Ursprung in einer der Präfekturen 
Fukushima, Gunma, Ibaraki, Tochigi, Miyagi, Nagano, Yama­
nashi, Saitama, Tokyo, Chiba, Kanagawa oder Shizuoka hat, 
weist es keine Gehalte an den Radionukliden Jod-131, Cae­
sium-134 und Caesium-137 auf, welche die in Anhang II 
dieser Verordnung genannten Höchstgrenzen überschreiten. 

4. Absatz 3 Buchstabe d gilt ebenfalls für Erzeugnisse, die in 
Küstengewässern der darin genannten Präfekturen gefangen oder 
geerntet werden, ungeachtet des Anlandungsortes dieser Erzeug­
nisse. 

5. Die in Absatz 3 genannte Erklärung ist nach dem Muster 
in Anhang I zu erstellen. Sie ist von einem bevollmächtigten 
Vertreter der zuständigen japanischen Behörde zu unterzeich­
nen. Für die in Absatz 3 Buchstabe d genannten Erzeugnisse 
ist ihr ein Analysebericht mit den Probenahme- und Analyse­
ergebnissen beizufügen. 

Artikel 3 

Kennzeichnung 

Jede Sendung der in Artikel 1 genannten Erzeugnisse wird 
durch einen Code gekennzeichnet, der auf der in Artikel 2 Ab­
satz 3 genannten Erklärung, dem in Artikel 2 Absatz 5 genann­

ten Analysebericht, der Genusstauglichkeitsbescheinigung und 
allen Begleitpapieren angegeben wird. 

Artikel 4 

Vorabmitteilung 

Lebens- und Futtermittelunternehmer oder ihre Vertreter teilen 
den zuständigen Behörden an der Grenzkontrollstelle oder dem 
benannten Eingangsort die Ankunft jeder Sendung der in 
Artikel 1 genannten Erzeugnisse mindestens zwei Arbeitstage 
vor der tatsächlichen Ankunft der Sendung im Voraus mit. 

Artikel 5 

Amtliche Kontrollen 

1. Die zuständigen Behörden der Grenzkontrollstellen oder 
benannten Eingangsorte führen Folgendes durch: 

(a) Dokumentenprüfungen und Nämlichkeitskontrollen bei al­
len Sendungen der in Artikel 1 genannten Erzeugnisse, und 

(b) Warenuntersuchungen, einschließlich Laboranalysen zum 
Nachweis von Jod-131, Caesium-134 und Caesium-137, 
bei mindestens 

— 10 % der Sendungen der in Artikel 2 Absatz 3 Buch­
stabe d genannten Erzeugnisse und 

— 20 % der Sendungen der in Artikel 2 Absatz 3 Buch­
staben b und c genannten Erzeugnisse. 

2. Die Sendungen verbleiben höchstens fünf Arbeitstage un­
ter amtlicher Kontrolle, bis die Ergebnisse der Laboranalyse vor­
liegen. 

3. Die Sendungen werden erst in den zollrechtlich freien 
Verkehr überführt, wenn die Lebens- bzw. Futtermittelunterneh­
mer oder deren Vertreter den Zollbehörden die in Artikel 2 
Absatz 3 genannte, von der zuständigen Behörde an der Grenz­
kontrollstelle oder dem benannten Eingangsort ordnungsgemäß 
unterschriebene und gestempelte Erklärung vorgelegt haben, mit 
der bescheinigt wird, dass die in Absatz 1 genannten amtlichen 
Kontrollen durchgeführt wurden und dass die Ergebnisse der 
gegebenenfalls durchgeführten Warenuntersuchungen positiv 
sind. 

Artikel 6 

Kosten 

Alle Kosten, die durch die in Artikel 5 Absätze 1 und 2 ge­
nannten amtlichen Kontrollen und durch im Anschluss an Ver­
stöße ergriffene Maßnahmen entstehen, werden vom Lebens- 
bzw. Futtermittelunternehmer getragen.
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Artikel 7 

Nicht vorschriftsmäßige Erzeugnisse 

Lebens- und Futtermittel, deren Ursprung oder Herkunft Japan 
ist und die die in Anhang II genannten Höchstgrenzen über­
schreiten, dürfen nicht in Verkehr gebracht werden. Solche nicht 
vorschriftsmäßigen Erzeugnisse werden gefahrlos entsorgt oder 
in das Ursprungsland zurückgebracht. 

Artikel 8 

Berichte 

Die Mitgliedstaaten unterrichten die Kommission monatlich mit­
tels des Schnellwarnsystems für Lebens- und Futtermittel 
(RASFF) und des Systems der Europäischen Union zum schnel­
len Informationsaustausch im Fall eines radiologischen Not­
stands (ECURIE) über alle erzielten Analyseergebnisse. 

Artikel 9 

Aufhebung 

Die Verordnung (EU) Nr. 297/2011 wird aufgehoben. 

Bezugnahmen auf die aufgehobene Verordnung gelten als Be­
zugnahme auf die vorliegende Verordnung. 

Artikel 10 

Inkrafttreten und Geltungsdauer 

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Veröffentlichung im 
Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Sie gilt vom Zeitpunkt des Inkrafttretens bis zum 31. Dezember 
2011. Die Verordnung wird anhand der Entwicklung der Kon­
taminationslage monatlich überprüft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied­
staat. 

Brüssel, den 27. September 2011 

Für die Kommission 
Der Präsident 

José Manuel BARROSO
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ANHANG I
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ANHANG II 

Höchstgrenzen für Lebensmittel ( 1 ) (Bq/kg) 

Lebensmittel für 
Säuglinge und 

Kleinkinder 

Milch und 
Molkerei- 

erzeugnisse 

Sonstige 
Lebensmittel, 

ausgenommen 
flüssige 

Lebensmittel 

Flüssige 
Lebensmittel 

Summe der Strontium-Isotope, insbesondere Sr-90 75 125 750 125 

Summe der Jod-Isotope, insbesondere I-131 100 ( 1 ) 300 ( 1 ) 2 000 300 ( 1 ) 

Summe der Alpha-Strahlung emittierenden Isotope 
von Plutonium und Trans-plutonium-Elementen, 
insbesondere Pu-239 und Am-241 

1 1 ( 1 ) 10 ( 1 ) 1 ( 1 ) 

Summe aller sonstigen Nuklide mit mehr als zehn­
tägiger Halbwertszeit, insbesondere Cs-134 und 
Cs-137, außer C-14 und H-3 

200 ( 1 ) 200 ( 1 ) 500 ( 1 ) 200 ( 1 ) 

( 1 ) Um die Übereinstimmung mit den derzeit in Japan geltenden Grenzwerten sicherzustellen, ersetzen diese Werte vorläufig die in der 
Verordnung (Euratom) Nr. 3954/87 des Rates festgelegten Werte. 

Höchstgrenzen für Futtermittel ( 2 ) (Bq/kg) 

Futtermittel 

Summe von Cs-134 und Cs-137 500 ( 1 ) 

Summe der Jod-Isotope, insbesondere I-131 2 000 ( 2 ) 

( 1 ) Um die Übereinstimmung mit den derzeit in Japan geltenden Grenzwerten sicherzustellen, ersetzen diese Werte vorläufig die in der 
Verordnung (Euratom) Nr. 770/90 der Kommission festgelegten Werte. 

( 2 ) Dieser Wert wird vorläufig festgelegt und ist der gleiche wie für Lebensmittel, bis eine Bewertung der Faktoren des Übergangs von Jod 
aus Futtermitteln in Lebensmittel vorliegt.
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DURCHFÜHRUNGSVERORDNUNG (EU) Nr. 962/2011 DER KOMMISSION 

vom 27. September 2011 

zur Festlegung pauschaler Einfuhrwerte für die Bestimmung der für bestimmtes Obst und Gemüse 
geltenden Einfuhrpreise 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union, 

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1234/2007 des Rates vom 
22. Oktober 2007 über eine gemeinsame Organisation der 
Agrarmärkte und mit Sondervorschriften für bestimmte land­
wirtschaftliche Erzeugnisse (Verordnung über die einheitliche 
GMO) ( 1 ), 

gestützt auf die Durchführungsverordnung (EU) Nr. 543/2011 
der Kommission vom 7. Juni 2011 mit Durchführungsbestim­
mungen zur Verordnung (EG) Nr. 1234/2007 des Rates für die 
Sektoren Obst und Gemüse und Verarbeitungserzeugnisse aus 
Obst und Gemüse ( 2 ), insbesondere auf Artikel 136 Absatz 1, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die in Anwendung der Ergebnisse der multilateralen Handels­
verhandlungen der Uruguay-Runde von der Kommission fest­
zulegenden, zur Bestimmung der pauschalen Einfuhrwerte zu 
berücksichtigenden Kriterien sind in der Durchführungsverord­
nung (EU) Nr. 543/2011 für die in ihrem Anhang XVI Teil A 
aufgeführten Erzeugnisse und Zeiträume festgelegt — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die in Artikel 136 der Durchführungsverordnung (EU) Nr. 
543/2011 genannten pauschalen Einfuhrwerte sind im Anhang 
der vorliegenden Verordnung festgesetzt. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am 28. September 2011 in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem 
Mitgliedstaat. 

Brüssel, den 27. September 2011 

Für die Kommission, 
im Namen des Präsidenten, 

José Manuel SILVA RODRÍGUEZ 
Generaldirektor für Landwirtschaft und ländliche 

Entwicklung
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ANHANG 

Pauschale Einfuhrwerte für die Bestimmung der für bestimmtes Obst und Gemüse geltenden Einfuhrpreise 

(EUR/100 kg) 

KN-Code Drittland-Code ( 1 ) Pauschaler Einfuhrwert 

0702 00 00 AR 25,3 
EC 25,3 
MK 52,7 
ZZ 34,4 

0707 00 05 MK 44,0 
TR 107,2 
ZZ 75,6 

0709 90 70 TR 121,6 
ZZ 121,6 

0805 50 10 AR 72,7 
CL 69,1 
TR 68,8 
UY 67,6 
ZA 78,4 
ZZ 71,3 

0806 10 10 CL 69,0 
IL 136,9 

MK 82,2 
TR 102,0 
ZA 63,5 
ZZ 90,7 

0808 10 80 BZ 86,4 
CL 142,0 
NZ 95,3 
US 90,6 
ZA 101,7 
ZZ 103,2 

0808 20 50 AR 47,4 
CN 68,0 
TR 120,5 
ZA 61,3 
ZZ 74,3 

0809 30 TR 166,1 
ZZ 166,1 

( 1 ) Nomenklatur der Länder gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1833/2006 der Kommission (ABl. L 354 vom 14.12.2006, S. 19). Der Code 
„ZZ“ steht für „Andere Ursprünge“.
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DURCHFÜHRUNGSVERORDNUNG (EU) Nr. 963/2011 DER KOMMISSION 

vom 27. September 2011 

zur Festsetzung der Zuteilungskoeffizienten für die Erteilung der vom 8. bis 14. September 2011 
beantragten Einfuhrlizenzen für Zuckererzeugnisse im Rahmen bestimmter Zollkontingente und 

zur Aussetzung der Einreichung von Anträgen auf solche Lizenzen 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union, 

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1234/2007 des Rates vom 
22. Oktober 2007 über eine gemeinsame Organisation der 
Agrarmärkte und mit Sondervorschriften für bestimmte land­
wirtschaftliche Erzeugnisse (Verordnung über die einheitliche 
GMO) ( 1 ), 

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1301/2006 der Kommis­
sion vom 31. August 2006 mit gemeinsamen Regeln für die 
Verwaltung von Einfuhrzollkontingenten für landwirtschaftliche 
Erzeugnisse im Rahmen einer Einfuhrlizenzregelung ( 2 ), ins­
besondere auf Artikel 7 Absatz 2, 

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 891/2009 der Kommis­
sion vom 25. September 2009 zur Eröffnung und Verwaltung 
bestimmter gemeinschaftlicher Zollkontingente im Zucker­
sektor ( 3 ), insbesondere auf Artikel 5 Absatz 2, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Die Mengen, für die bei den zuständigen Behörden ge­
mäß der Verordnung (EG) Nr. 891/2009 vom 8. bis 
14. September 2011 Einfuhrlizenzen beantragt wurden, 
überschreiten die unter der laufenden Nummer 09.4320 
verfügbare Menge. 

(2) Die Mengen, für die bei den zuständigen Behörden ge­
mäß der Verordnung (EG) Nr. 891/2009 vom 8. bis 

14. September 2011 Einfuhrlizenzen beantragt wurden, 
entsprechen der unter der laufenden Nummer 09.4317 
verfügbaren Menge. 

(3) Daher sollte in Übereinstimmung mit der Verordnung 
(EG) Nr. 1301/2006 ein Zuteilungskoeffizient für Lizen­
zen im Bezug auf die laufende Nummer 09.4320 fest­
gesetzt werden. 

(4) Die Einreichung weiterer Einfuhrlizenzanträge für die lau­
fenden Nummern 09.4317 und 09.4320 wird in Über­
einstimmung mit der Verordnung (EG) Nr. 891/2009 bis 
zum Ende des Wirtschaftsjahres ausgesetzt — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

(1) Die Mengen, für die im Rahmen der Verordnung (EG) Nr. 
891/2009 vom 8. bis 14. September 2011 Einfuhrlizenzanträge 
gestellt wurden, werden mit den Zuteilungskoeffizienten gemäß 
dem Anhang der vorliegenden Verordnung multipliziert. 

(2) Die Einreichung weiterer Lizenzanträge für die im An­
hang aufgeführten laufenden Nummern wird bis zum Ende 
des Wirtschaftsjahres 2011/12 ausgesetzt. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am Tag ihrer Veröffentlichung im Amts­
blatt der Europäischen Union in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied­
staat. 

Brüssel, den 27. September 2011 

Für die Kommission, 
im Namen des Präsidenten, 

José Manuel SILVA RODRÍGUEZ 
Generaldirektor für Landwirtschaft und ländliche 

Entwicklung
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ANHANG 

„Zucker — Zugeständnisse CXL“ 

Wirtschaftsjahr 2011/12 

Vom 8.9.2011 bis 14.9.2011 eingereichte Anträge 

Laufende Nr. Land Zuteilungskoeffizient 
(%) Weitere Anträge 

09.4317 Australien ( 1 ) Ausgesetzt 

09.4318 Brasilien — 

09.4319 Kuba — 

09.4320 Andere Drittländer 4,761909 Ausgesetzt 

09.4321 Indien — 

— Nicht anwendbar: Der Kommission ist kein Lizenzantrag übermittelt worden. 
( 1 ) Nicht anwendbar: Die Anträge überschreiten nicht die verfügbaren Mengen und es wird diesen in vollem Umfang stattgegeben. 

„Balkan-Zucker“ 

Wirtschaftsjahr 2011/12 

Vom 8.9.2011 bis 14.9.2011 eingereichte Anträge 

Laufende Nr. Land Zuteilungskoeffizient 
(%) Weitere Anträge 

09.4324 Albanien — 

09.4325 Bosnien und Herzegowina — 

09.4326 Serbien ( 1 ) 

09.4327 Ehemalige jugoslawische Republik 
Mazedonien 

— 

09.4328 Kroatien ( 1 ) 

— Nicht anwendbar: Der Kommission ist kein Lizenzantrag übermittelt worden. 
( 1 ) Nicht anwendbar: Die Anträge überschreiten nicht die verfügbaren Mengen und es wird diesen in vollem Umfang stattgegeben. 

Zucker — außerordentliche und industrielle Einfuhr 

Wirtschaftsjahr 2011/12 

Vom 8.9.2011 bis 14.9.2011 eingereichte Anträge 

Laufende Nr. Einfuhrart Zuteilungskoeffizient 
(%) Weitere Anträge 

09.4380 Außerordentlich — 

09.4390 Industriell ( 1 ) 

— Nicht anwendbar: Der Kommission ist kein Lizenzantrag übermittelt worden. 
( 1 ) Nicht anwendbar: Die Anträge überschreiten nicht die verfügbaren Mengen und es wird diesen in vollem Umfang stattgegeben.
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BESCHLÜSSE 

BESCHLUSS DER KOMMISSION 

vom 26. September 2011 

über Benchmarks für die kostenlose Zuteilung von Treibhausgasemissionszertifikaten an 
Luftfahrzeugbetreiber gemäß Artikel 3e der Richtlinie 2003/87/EG des Europäischen Parlaments 

und des Rates 

(Text von Bedeutung für den EWR) 

(2011/638/EU) 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union, 

gestützt auf die Richtlinie 2003/87/EG des Europäischen Par­
laments und des Rates vom 13. Oktober 2003 über ein System 
für den Handel mit Treibhausgasemissionszertifikaten in der 
Gemeinschaft und zur Änderung der Richtlinie 96/61/EG des 
Rates ( 1 ), insbesondere auf Artikel 3e Absatz 3 Buchstabe e, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Für die kostenlose Zuteilung von Zertifikaten an Luftfahr­
zeugbetreiber in der Handelsperiode vom 1. Januar bis 
zum 31. Dezember 2012 gemäß Artikel 3c Absatz 1 der 
Richtlinie 2003/87/EG und in der Handelsperiode vom 
1. Januar 2013 bis zum 31. Dezember 2020 gemäß 
Artikel 13 Absatz 1 in Verbindung mit Artikel 3c 
Absatz 2 der Richtlinie müssen Benchmarks festgelegt 
werden. 

(2) Die Zuteilungen nach Maßgabe dieser Benchmarks soll­
ten bis 2020 festgelegt werden, es sei denn, gemäß 
Artikel 25a der Richtlinie 2003/87/EG erlassene Rechts­
akte machen wesentliche Änderungen erforderlich. 

(3) Nachdem die Richtlinie 2008/101/EG des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 19. November 2008 zur 
Änderung der Richtlinie 2003/87/EG zwecks Einbezie­
hung des Luftverkehrs in das System für den Handel 
mit Treibhausemissionszertifikaten in der Gemein­
schaft ( 2 ) mit dem Beschluss des Gemeinsamen EWR- 
Ausschusses Nr. 6/2011 vom 1. April 2011 zur Ände­
rung von Anhang XX (Umweltschutz) des EWR-Abkom­
mens ( 3 ) in das Abkommen über den Europäischen 

Wirtschaftsraum einbezogen wurde, sind die Benchmarks 
innerhalb des EWR anwendbar. 

(4) Deswegen ist den Benchmarks die EWR-weite Gesamt­
menge kostenloser Zertifikate zugrunde zu legen, die 
mit dem Beschluss des Gemeinsamen EWR-Ausschusses 
Nr. 93/2011 vom 20. Juli 2011 zur Änderung von 
Anhang XX (Umweltschutz) des EWR-Abkommens ( 4 ) 
festgelegt wurde. 

(5) Zur Berechnung der Benchmarks sind die EWR-weiten 
Zertifikatmengen für die Handelsperiode vom 1. Januar 
bis zum 31. Dezember 2012 und die Handelsperiode 
vom 1. Januar 2013 bis zum 31. Dezember 2020 durch 
die Summe der Tonnenkilometerangaben in den gemäß 
Artikel 3e Absatz 2 der Richtlinie 2003/87/EG der Kom­
mission übermittelten Anträgen zu teilen — 

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Artikel 1 

(1) Unbeschadet Artikel 25a der Richtlinie 2003/87/EG gilt 
für die kostenlose Zuteilung von Zertifikaten an Luftfahrzeug­
betreiber gemäß Artikel 3e Absatz 1 der Richtlinie für den 
Zeitraum 1. Januar bis 31. Dezember 2012 eine Benchmark 
von 0,000679695907431681 Zertifikaten je Tonnenkilometer. 

(2) Unbeschadet Artikel 25a der Richtlinie 2003/87/EG gilt 
für die kostenlose Zuteilung von Zertifikaten an Luftfahrzeug­
betreiber gemäß Artikel 3e Absatz 1 der Richtlinie für den 
Zeitraum 1. Januar 2013 bis 31. Dezember 2020 eine Bench­
mark von 0,000642186914222035 Zertifikaten je Tonnenkilo­
meter. 

Artikel 2 

Bei der Berechnung der Anzahl der Zertifikate, die in Einklang 
mit den in Artikel 1 genannten Benchmarks zuzuteilen sind, 
wird auf das nächste ganze Zertifikat abgerundet.
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Artikel 3 

Dieser Beschluss tritt am dritten Tag nach seiner Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in 
Kraft. 

Brüssel, den 26. September 2011 

Für die Kommission 
Der Präsident 

José Manuel BARROSO
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